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– Identifikationsnummern für Besteuerungsverfahren ermöglichen zielgenaue Datenübermittlungen 

und damit mehr E-Government in der Steuerverwaltung. 

– Serviceleistungen der Steuerverwaltung wie z. B. vorausgefüllte elektronische Steuererklärungs­

formulare und elektronische Belege werden möglich. 

– Kontakte zur Steuerverwaltung sind für Steuerpflichtige künftig effizienter zu erledigen. 

– Missbrauch von Leistungen kann wirksamer bekämpft werden. 

1 Ziel der Einführung der Jahr 2010 letztmalig ausgestellt werden soll. 

Identifikationsnummer für Damit wird Bürokratie abgebaut und die Trans­
parenz des Besteuerungsverfahrens erhöht. Leis-

Steuerpflichtige tungsmissbrauch und Steuerbetrug können 
wirksamer bekämpft werden. Im Ergebnis wird 

Die bundeseinheitliche Identifikationsnummer die bundeseinheitliche Identifikationsnummer 
für alle Bürgerinnen und Bürger ist Bestandteil auch zu mehr Steuergerechtigkeit beitragen. 
der umfassenden E-Government-Strategie der Jeder Bürger erhält für steuerliche Zwecke 
Bundesregierung. Ziel ist, den Bürgern die Erle- seine persönliche Identifikationsnummer, die 
digung ihrer steuerlichen Angelegenheiten zu sich nicht mehr ändert. Auch Neugeborene 
erleichtern. Für die Steuerverwaltung ist die bekommen eine Steueridentifikationsnummer, 
bundeseinheitliche Identifikationsnummer ein da natürliche Personen nach dem Einkommen­
entscheidender Schritt in Richtung des elektro- steuergesetz bereits mit der Geburt einkommen­
nischen Zeitalters. steuerpflichtig sind. Zwar werden Neugeborene 

Die Identifikationsnummer wird zunächst im Regelfall noch keine Einkommensteuer 
das aus den zwanziger Jahren des vergangenen schulden, dennoch können derartige Konstella-
Jahrhunderts stammende Lohnsteuerverfahren tionen nicht von vornherein ausgeschlossen 
kostensparend modernisieren und bürgerfreund- werden (z. B. bei Kapitalerträgen). 
licher gestalten. Die Einführung der Identifika- Bei den beim Bundeszentralamt für Steuern 
tionsnummer ist Voraussetzung für die Abschaf- gespeicherten Daten handelt es sich um Stamm­
fung der Karton-Lohnsteuerkarte, die für das daten, die auch noch Jahre nach dem Tod eines 
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Steuerpflichtigen zur Erfüllung der den Finanz­
behörden obliegenden Aufgaben erforderlich 
sein können, z. B. wenn das Besteuerungsverfah­
ren gegenüber den Erben oder Gesamtrechts­
nachfolgern fortzusetzen und abzuschließen ist. 
Die beim Bundeszentralamt für Steuern gespei­
cherten Daten werden daher erst 20 Jahre nach 
dem Tod des Steuerpflichtigen gelöscht. 

Die Identifikationsnummer besteht aus elf 
Ziffern, die nicht aus anderen Daten über den 
Steuerpflichtigen gebildet oder abgeleitet wur­
den. Die elfte Ziffer ist eine Prüfziffer. Dargestellt 
wird die Steueridentifikationsnummer – von hin­
ten beginnend – in dreistelligen Kolonnen ohne 
Trennstriche (Beispiel: 12 345 678 901). 

Die Identifikationsnummer ist bei Anträgen, 
Erklärungen oder Mitteilungen gegenüber 
Finanzbehörden anzugeben. Für die Bürgerin­
nen und Bürger, die noch keine Identifikations­
nummer erhalten haben, wird der Kontakt zum 
Finanzamt über die bisherige Steuernummer 
auch weiter möglich sein. In den neuen Vordru­
cken ist daher noch ein Eingabefeld für die Steu­
ernummer vorgesehen. 

Da die Identifikationsnummer vom Bundes­
zentralamt für Steuern auf der Grundlage von 

Datenlieferungen der kommunalen Meldebe­
hörden gebildet wird, können nicht alle Einwoh­
ner sofort und zur selben Zeit ihre Identifikati­
onsnummer erhalten, denn der Abgleich der 
Meldedaten wird einige Zeit beanspruchen. 
Daher wird die Nutzung der Steuernummer bis 
auf Weiteres möglich sein. Geplant ist aber, dass 
die Identifikationsnummer die Steuernummer 
ablösen wird. 

Die herkömmliche Steuernummer ist insbe­
sondere für die organisatorischen Abläufe im 
Finanzamt von Bedeutung. Bisher konnten 
bereits geringfügige Änderungen in der Organi­
sation eines Finanzamtes bzw. ein Umzug oder 
eine Änderung der Besteuerungsmerkmale des 
Steuerpflichtigen die Vergabe neuer Steuernum­
mern auslösen. Die Identifikationsnummer wird 
hingegen künftig jederzeit die eindeutige Iden­
tifizierung eines Steuerpflichtigen ermöglichen. 
Damit können elektronische Kommunikations­
und Verarbeitungsverfahren künftig wesentlich 
effektiver genutzt werden, was zu einer schnelle­
ren und effizienteren Bearbeitung von Steuerer­
klärungen und Anträgen des Steuerpflichtigen 
führen wird. 

Abbildung: Vordruck zur Einkommensteuererklärung 2007




Steuereinnahmen nach Ebenen
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2 Organisatorischer 
Hintergrund zur 
Identifikationsnummer 

Die Identifikationsnummer ist ein Produkt lang­
wieriger technischer, organisatorischer und 
rechtlicher Vorüberlegungen, die bereits in den 
90er-Jahren im Projekt FISCUS angestoßen wor­
den sind. Strategisches Ziel war und ist eine 
grundlegende Erneuerung der Steuernummern­
systeme der Steuerverwaltungen der Länder. Die 
bestehenden Steuernummernsysteme bilden 
fast ausschließlich die internen Organisations­
strukturen der jeweiligen Steuerverwaltung 
eines Landes ab. So haben sich – vorrangig zum 
Zweck der Organisation der Arbeitsabläufe in 
den Finanzämtern – ausgefeilte Steuernum­

mernsysteme innerhalb der einzelnen Landes­
verwaltungen entwickelt. 

Die Finanzämter sind in der Regel in „Steuerbe­
zirke“ untergliedert. Diese Steuerbezirke werden 
entweder nach der Art des Steuerfalles (z. B. natür­
liche Person mit Überschusseinkünften, natürliche 
Person mit Gewinneinkünften, juristische Per­
son, Personengesellschaften, Grundstücksge­
meinschaften etc.), nach Branchen (z. B. Bäcker, 
Metzger, Wirte) oder aber auch nach regionalen 
Kriterien oder alphabetisch nach Namen gebildet. 
Anhand der „Bezirksnummer“ als Bestandteil der 
Steuernummer lässt sich somit feststellen, welche 
Organisationseinheit im Finanzamt für den jewei­
ligen Steuerfall zuständig ist. 

Bundeseinheitlich ist an der bisherigen Steu­
ernummer lediglich die Anzahl der Stellen. Die 
Belegung dieser 13 Stellen ist in den Ländern 
allerdings nicht einheitlich: 
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Land 

Baden-Württemberg 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Bayern 

Brandenburg 

Mecklenburg-Vorpommern 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Thüringen 

Nordrhein-Westfalen 

Saarland 

* Es bedeuten: 

L = Länderschlüssel 

Baden-Württemberg = 28 
Bayern = 9 
Berlin = 11 
Brandenburg = 30 
Bremen = 24 
Hamburg = 22 
Hessen = 26 
Mecklenburg-

Vorpommern = 40 

Niedersachsen = 23 
Nordrhein-Westfalen = 5 
Rheinland-Pfalz = 27 
Saarland = 10 
Sachsen = 32 
Sachsen-Anhalt = 31 
Schleswig-Holstein = 21 
Thüringen = 41 

F = Finanzamtsnummer 

L/F = zugleich Länderschlüssel und Finanzamtsnummer 

B = Bezirksnummer, ggf. mit führenden Nullen 

U = Unterscheidungsnummer, ggf. mit führenden Nullen 

P = Prüfziffer 

0 = C’0’ 

1  2  3  4  5  6  7  8  9  10  11  12  13  

L L F F 0 B B B U U U U P 

L F F F 0 B B B U U U U P 

L L/F F F 0 B B B U U U U P 

L F F F B B B B 0 U U U P 

L L F F 0 B B B 0 U U U P 

Inhalt in den Stellen* 

Tabelle 1: Aufbau der Steuernummern 
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In der Praxis wird den Steuerpflichtigen über­
wiegend die vollständige Steuernummer mitge­
teilt. In einigen Fällen wird dabei jedoch auf den 
Länderschlüssel und manchmal auch auf die 
Finanzamtsnummer verzichtet. 

Jede organisatorische Änderung in der Steu­
erverwaltung kann zur Vergabe einer neuen 
Steuernummer an die Steuerpflichtigen führen. 
Darüber hinaus kann sich die Steuernummer 
ändern, wenn sich die steuerlichen Merkmale 
eines Steuerbürgers ändern. Dies ist beispiels­
weise der Fall, wenn ein Steuerpflichtiger zusätz­
lich zu Einkünften aus selbstständiger Arbeit 
noch Einkünfte aus Vermietung und Verpach­
tung erzielt oder ein Gewerbe eröffnet. Auch ein 
Wohnsitz- oder Betriebssitzwechsel kann zur 
Vergabe einer neuen Steuernummer führen. 

All diese Nachteile lassen sich nur mit einem 
Steuernummernsystem vermeiden, das die Iden­
tifikation der Steuerpflichtigen ermöglicht und 
den Finanzbehörden als bereichsspezifisches 
Ordnungsmerkmal zur Erfüllung ihrer Aufga­
ben zur Verfügung steht. 

Ein derartiges System setzt voraus, dass jeder 
Steuerpflichtige nur eine Nummer erhält (Ein­
deutigkeit), die Nummer sich während der 
gesamten Dauer der Steuerpflicht nicht ändert 
und das gesamte System dauerhaft Bestand hat 
(Beständigkeit, Unveränderlichkeit). Damit wird 
die Vergabe weiterer Steuernummern, z. B. für 
verschiedene Steuerarten oder in Fällen des 
Wechsels des Wohn- oder Betriebssitzes, in 
Zukunft entbehrlich. 

3 Rechtlicher Hintergrund 
zur Identifikationsnummer 

In der Europäischen Union verwenden nahezu 
sämtliche Mitgliedstaaten einheitliche Identifi­
kationsmerkmale für steuerliche Zwecke; zum 
Teil werden diese Identifikationsnummern auch 
von anderen Verwaltungen (z. B. Sozialverwal­
tung) genutzt. Die Einführung eines derartigen 
Steuernummernsystems in Deutschland ist die 
Voraussetzung für ein modernisiertes und ver­
einfachtes Besteuerungsverfahren – das gilt ins­
besondere für das Lohnsteuerverfahren. 

Mit dem Steueränderungsgesetz 2003 ist die 
Vergabe eines Identifikationsmerkmals an jeden 
Steuerpflichtigen gesetzlich geregelt worden 
(§§ 139a bis 139d der Abgabenordnung). Für wirt­
schaftlich Tätige wird nach § 139c der Abgaben­
ordnung künftig noch eine Wirtschafts-Identifi­
kationsnummer vergeben werden. Einzelkauf­
leute und Freiberufler werden also neben ihrer – 
persönlichen – Identifikationsnummer noch 
eine – betriebliche – Wirtschaftsidentifikations­
nummer erhalten. Bis zu deren Einführung wird 
für betriebliche Steuern (z. B. Umsatzsteuer, 
Gewerbesteuer) weiterhin die Steuernummer 
verwendet. 

Den gesetzlichen Auftrag, jedem Steuer­
pflichtigen ein Identifikationsmerkmal zum 
Zweck der Identifizierung in Besteuerungsver­
fahren zuzuteilen, hat das Bundeszentralamt für 
Steuern erhalten (§ 139 a Abs. 1 Satz 1 der Abga­
benordnung). 

Jede natürliche Person erhält nur eine Identi­
fikationsnummer zugeordnet (§ 139 b Abs. 1 Satz 
1 der Abgabenordnung). Diese wird bundesweit 
zentral vergeben und ist somit eindeutig, d. h. 
eine Person ist mit Hilfe dieser Nummer identifi­
zierbar. Das Verfahren wird weitestgehend elek­
tronisch abgewickelt. 

Die elfstellige Ziffernfolge der Identifikati­
onsnummer wird nach dem Zufallsprinzip gebil­
det. Da grundsätzlich jede natürliche Person im 
Inland steuerpflichtig ist, muss jedem der knapp 
82 Mio. Einwohner der Bundesrepublik Deutsch­
land eine solche Identifikationsnummer zuge­
ordnet werden. 

Zu diesem Zweck richtet das Bundeszentral­
amt für Steuern eine Datenbank ein, die für alle 
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Steuerpflichtigen die gesetzlich festgelegten 
Daten enthält. Hierfür ist es notwendig, dass das 
Bundeszentralamt für Steuern Daten über natür­
liche Personen speichert, die deren eindeutige 
Identifizierung im Besteuerungsverfahren er­
möglichen wie z. B. Namen, Geburtsdatum und 
-ort, Anschrift usw. (§ 139 b Abs. 3 der Abgaben­
ordnung). 

Die beim Bundeszentralamt für Steuern 
gespeicherten Daten dürfen gemäß § 139 b Abs. 1 
und Abs. 2 der Abgabenordnung nur gespei­
chert werden, um 
– sicherzustellen, dass eine Person nur eine Iden­

tifikationsnummer erhält und eine Identifikati­
onsnummer nicht mehrfach vergeben wird, 

– die Identifikationsnummer eines Steuerpflich­
tigen festzustellen, 

– zu erkennen, welche Finanzbehörden für einen 
Steuerpflichtigen zuständig sind, 

– Daten, die auf Grund eines Gesetzes oder nach 
über- und zwischenstaatlichem Recht entge­
genzunehmen sind, an die zuständigen Stellen 
weiterleiten zu können, 

– den Finanzbehörden die Erfüllung der ihnen 
durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufga­
ben zu ermöglichen. 

Da beim Bundeszentralamt für Steuern perso­
nenbezogene Daten gespeichert werden, ist 
gesetzlich abschließend geregelt, wer auf die 
Daten zugreifen darf und für welchen Zweck die 
Daten verwendet werden dürfen. Die Aufnahme 
dieser so genannten Zweckbindungsbestim­
mung in das Gesetz wurde von dem Bundesbe­
auftragten für den Datenschutz ausdrücklich 
begrüßt. 

Das Bundeszentralamt für Steuern speichert 
die in § 139b Abs. 3 der Abgabenordnung aufge­
führten Daten aufgrund von Datenlieferungen 
der Meldebehörden. Die Meldebehörden sind in 
der Regel bei den Kommunen angesiedelt und 
mit der Führung der Einwohnermelderegister 
betraut. Das Verfahren wird weitestgehend elek­
tronisch unter Verwendung des Standards des 
Meldewesens (OSCI-XMeld) abgewickelt. 

Da die Finanzämter untereinander kaum und 
über Ländergrenzen hinaus überhaupt nicht 
elektronisch vernetzt sind, ist die Speicherung 
der Daten bei einer zentralen Stelle unabding­
bar. Mit dem Bundeszentralamt für Steuern 

haben sowohl die Meldebehörden als auch die 
Finanzämter jeweils nur einen Partner für den 
Datenaustausch und die übrige Kommunika­
tion. Damit wird das Verfahren von vornherein 
so effizient wie möglich gestaltet. 
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4 Verfahren zur Vergabe der 
Identifikationsnummer 

4.1 Beteiligte 

Bundeszentralamt für Steuern (BZSt): Das BZSt 
ist eine Bundesoberbehörde im Geschäftsbe­
reich des Bundesministeriums der Finanzen. Mit 
den IT-Aufgaben für steuerliche Verfahren 
beauftragt es das Zentrum für Informationsver­
arbeitung und Informationstechnik (ZIVIT). 

Finanzbehörden/Finanzämter: Finanzbe­
hörden im Sinne der Abgabenordnung sind die 
im Gesetz über die Finanzverwaltung genannten 
Bundes- und Landesfinanzbehörden (§ 6 Abs. 2 
AO). Hierzu zählen unter anderem die Finanzäm­
ter, die als örtliche Landesbehörden für die Ver­
waltung der Steuern mit Ausnahme der Zölle 
und der bundesgesetzlich geregelten Ver­
brauchsteuern zuständig sind. 

Meldebehörden: Die Meldebehörden regis­
trieren die in ihrem Zuständigkeitsbereich woh­
nenden Personen (Einwohner), um deren Identi­
tät und Wohnungen feststellen und nachweisen 

zu können. Dafür führen die Meldebehörden 
Melderegister. Diese enthalten Daten, die bei 
den Einwohnern erhoben, von Behörden und 
sonstigen öffentlichen Stellen übermittelt oder 
sonst amtlich bekannt werden. 

Mit der nationalen E-Government-Strategie 
„Deutschland Online“ haben Bund, Länder und 
Kommunen vereinbart, alle 2003 beschlossenen 
Deutschland-Online-Vorhaben im Internet ver­
fügbar zu machen. Das gilt auch für das Melde­
wesen. 

Eine Projektgruppe der Initiative Deutschland 
Online hat die notwendigen Geschäftsprozesse 
für den regelmäßigen Datenabgleich zwischen 
Meldebehörden und Bundeszentralamt für 
Steuern gemäß der Spezifikation OSCI-XMeld 
festgelegt und diese in die jeweiligen Kommuni­
kations-Softwarekomponenten bei den Meldebe­
hörden und beim Bundeszentralamt für Steuern 
integriert. Erforderliche Software-Updates wäh­
rend der Aufbauphase der zentralen Datenbank 
im Bundeszentralamt für Steuern stellen hohe 
Anforderungen an die Koordinierung des zeit­
gleichen Einsatzes der jeweils freigegebenen 
Softwareversionen bei den beteiligten Behörden. 

Verfahrensbeteiligte bei der Vergabe der Identifikationsnummer


Ressort BMF 

650 Finanzämter 

und andere 

Finanzbehörden 

5 300 Meldebehörden 

Kommunalverwaltungen 

der Länder 

Finanzverwaltungen des 

Bundes und der Länder 

BZSt 

– Definiton der 

Fachanforderungen 

– Planung und Kontrolle 

des IT-Budgets 

– Eigentümer der Daten 

– Verarbeitung, 

Konsolidierung und 

Bereitstelleung der 

eingehenden Daten 

– Datenkommunikation 

zwischen Beteiligten 

– Nachrichtenaustausch 

über Elster 

– Datenkommunikation 

zwischen den Beteiligten 

– Nachrichtenaustausch 

über „Virtuelle Poststelle“ 
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4.2	 Verfahrensschritte zum 
Versand der Mitteilungs­
schreiben 

Basis für die Identifikationsnummer bilden die 
Daten der Meldebehörden. Dort sind alle Ein­
wohner der Bundesrepublik Deutschland regis­
triert. Zum festgelegten Stichtag („Ablauf des 
30. Juni 2007“) haben die circa 5 300 Meldebe­
hörden damit begonnen, für jeden Einwohner in 
ihrem Zuständigkeitsbereich, der mit Haupt-
oder alleiniger Wohnung gemeldet war, Nach­
richten mit den für die Vergabe der Identifikati­
onsnummer erforderlichen Daten nach § 139b 
Abs. 3 Abgabenordnung an das Bundeszentral­
amt für Steuern zu übermitteln. 

Der Aufbau der Datenbank erfolgt grundsätz­
lich durch Entgegennahme und Verarbeitung 
der von den Meldebehörden übersandten Nach­
richten. Durch Geburten, Umzüge, Namensän­
derungen, Sterbefälle, etc. ergeben sich in den 
Meldedaten täglich etwa 40.000 Änderungen 
zum ursprünglichen Datenbestand. Um die 
Aktualität des Datenbestandes zu gewährleisten, 
übermitteln die Meldebehörden seit dem 1. Juli 

2007 diese Veränderungen täglich dem Bundes­
zentralamt für Steuern. Das Bundeszentralamt 
für Steuern muss diese Änderungen einpflegen, 
um den zentralen Datenbestand für steuerliche 
Zwecke tagesaktuell zu halten. Ziel aller Maß­
nahmen ist es, Veränderungsnachrichten im 
Regelbetrieb sowohl in den Meldebehörden als 
auch im Bundeszentralamt für Steuern tagesak­
tuell zu verarbeiten. 

Da jeder Einwohner nur eine einzige Identifi­
kationsnummer erhalten darf, muss das Bundes­
zentralamt für Steuern sämtliche Daten von über 
80 Mio. Einwohnern untereinander abgleichen. 
Doppelte Datensätze, so genannte Dubletten, 
müssen aus dem Datenbestand entfernt werden. 

Die Ergebnisse dieses Datenbankabgleichs 
geben Hinweise auf nicht eindeutige Meldeda­
ten, die dann an die Meldebehörden zum Zwe­
cke der Aufklärung des Sachverhalts zurückge­
geben werden. Dieses Vorgehen entspricht der 
gesetzlichen Regelung in § 139b Abs. 9 der Abga­
benordnung, nach der das Bundeszentralamt für 
Steuern die Meldebehörden zu unterrichten hat, 
wenn konkrete Anhaltspunkte für Fehler in 
Datensätzen vorliegen. 

Notwendige Schritte bis zur Vergabe von Identifikationsnummern 

ZIVIT 

Meldebehörden 

Druck-

Rechenzentren Poststelle 

Suchregeln 

Versand 

Rückmeldung 

Aufklärung 

Aufbereitung Zuordnung 

Dublettenprüfung 

Aufbereitung 

Konfliktnachrichten 

Beistellung 

Erstlieferung 

und Updates Druckaufbereitung 

IdNr.­

Daten­

bank 

Melde­

daten 

Drucken 

1 

5 

2 

3 

4 
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Alle Datensätze, die nicht zu Dubletten 
geführt haben, können im Weiteren an der Ver­
gabe der Identifikationsnummer teilnehmen. 
Das bedeutet, dass nach dem Zufallsprinzip 
Identifikationsnummern den Meldedatensätzen 
technisch zugewiesen werden. Diese „Paare“ 
(Meldedatensatz und Identifikationsnummer) 
werden für die jeweilige Meldebehörde aufbe­
reitet und verschlüsselt an diese Behörde zur 
Aufnahme in ihren Datenbestand zurückgelie­
fert. Damit wird erreicht, dass alle in den Melde­
registern gespeicherten und beim zentralen 
Datenabgleich eindeutig identifizierten Perso­
nen eine Identifikationsnummer erhalten. 

Nach Konsolidierung und Speicherung dieser 
Daten wird jede Bürgerin und jeder Bürger 
über die Zuordnung der Identifikationsnummer 
und über die übrigen beim Bundeszentralamt 
für Steuern zu seiner Person gespeicherten 
Daten schriftlich informiert. Diese Mitteilungen 

basieren ausschließlich auf den bei den Meldebe­
hörden vorhandenen Daten und beinhalten die 
aktuelle Anschrift der Bürger, die zugeteilte 
Identifikationsnummer und die weiteren gespei­
cherten Daten. Diese Vorgehensweise ist in 
§ 139a Abs. 1 Satz 4 der Abgabenordnung und § 6 
Abs. 1 der Verordnung zur Vergabe steuerlicher 
Identifikationsnummern (Steueridentifikations­
nummerverordnung – StIdV) geregelt. 

Das Bundeszentralamt für Steuern verschickt 
die Druckinformationen für diese Benachrichti­
gungen ab August 2008 an die Rechenzentren 
der Landesfinanzbehörden. Dafür nutzt es die 
elektronischen Datenübertragungswege der 
Steuerverwaltungen des Bundes und der Länder. 
Die Rechenzentren drucken und versenden 
schließlich die Mitteilungen an die Bürger. Die­
ser logistische Abschlusspunkt ist wohl eine der 
größten Briefversandaktionen in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland. Verteilt über 

Abbildung: Auszug aus dem Mitteilungsschreiben
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mehrere Monate werden über 80 Mio. Mitteilun­
gen über die Vergabe der Identifikationsnum­
mer an alle Einwohner verschickt. Im Ergebnis 
dürften dann Briefe mit einem Gesamtgewicht 
von weit über 1 000 Tonnen bewegt worden sein. 
Aufgrund dieser erheblichen Masse werden die 
einzelnen Rechenzentren abhängig von ihrer 
jeweiligen Verarbeitungskapazität in mehreren 
täglichen Teilmengen mit Daten beliefert. Die 
Übertragung der kompletten Informationen, die 
Druckaufbereitung sowie der anschließende 
Versand der Mitteilungen im gesamten Bundes­
gebiet wird ungefähr vier Monate dauern. 

Nach dem „Massen-Start“ beim Mitteilungs­
versand an die Bürger werden die weiteren 
Schreiben, die durch Neuzugänge in der Daten­
bank ausgelöst werden, zentral vom Bundeszen­
tralamt für Steuern gedruckt und versendet. 

4.3	 Der Weg der Identifikations­
nummer ins Finanzamt 

Die Finanzverwaltungen der Länder erhalten die 
Identifikationsnummern „ihrer“ Steuerpflichti­
gen. Dazu übermitteln die Länder die Namen 
und Steuernummern der Steuerpflichtigen ver­
schlüsselt zum Datenabgleich an das Bundeszen­
tralamt für Steuern. Dort wird geprüft, ob eine 
eindeutige Zuordnung für den Steuerpflichtigen 

in der zentralen Datenbank vorgenommen wer­
den kann und eine Identifikationsnummer ver­
geben wurde. Ist dies der Fall, wird der Name des 
zuständigen Finanzamts den Daten in der zen­
tralen Datenbank hinzugefügt. Das sich daraus 
ergebene „Paar“ (Steuerfall und Identifikations­
nummer) wird im Anschluss ebenfalls verschlüs­
selt an die anfragende Landesfinanzverwaltung 
zurückgeschickt und dort im landeseigenen Sys­
tem gespeichert. Somit verfügt die Finanzver­
waltung über die aktuell vergebene Identifikati­
onsnummer des dort geführten Steuerpflich­
tigen. Zuständigkeitsänderungen innerhalb der 
Finanzverwaltung werden von nun an bundes­
weit von den Finanzämtern zentral an das Bun­
deszentralamt für Steuern gemeldet und dort 
verarbeitet. Um anderen Finanzbehörden die 
Erfüllung ihrer durch Rechtsvorschrift übertra­
genen Aufgaben zu ermöglichen, können diese 
zukünftig Meldedaten inklusive der Identifikati­
onsnummer sowie das jeweils zuständige Fi­
nanzamt zu einzelnen Steuerpflichtigen in der 
Datenbank per Online-Suchmaske (Abfragedia­
log) recherchieren. Die Finanzbehörden können 
so den Steuerpflichtigen eindeutig identifizieren 
und über seine aktuellen Grunddaten (Meldeda­
ten, Identifikationsnummer, zuständiges Fi­
nanzamt) verfügen, soweit dies für Zwecke des 
Besteuerungsverfahrens erforderlich ist. 
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Zuordnung der IdNr. zu den Steuerfällen der Finanzämter 
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In der IdNr.-Datenbank soll zu jedem Bürger neben seiner IdNr. die StNr. und das zuständige Finanzamt vermerkt sein. Nach erstmaliger 

Zuordnung der IdNr. ist ein regelmäßiger Datenaustausch zwischen den Finanzämtern und dem BZSt/ZIVIT erforderlich. 
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5 Anwendungen 

Mit der Identifikationsnummer ist die Finanzver­
waltung in der Lage, bisher papiergebundene 
Verfahren und Abläufe in elektronischer Form 
anzubieten. Damit wird die Steuerverwaltung 
insgesamt moderner und effizienter. Finanzbe­
hörden können steuerlich relevante Informatio­
nen bundesweit leicht und präzise einem kon­
kreten Steuerfall zuordnen. Damit werden 
Verwechslungen vermieden und so auch einem 
Anliegen des Datenschutzes Rechnung getragen. 

Erste Anwendung wird das mit der gesetzli­
chen Neuordnung der Besteuerung der sog. 
Alterseinkünfte eingeführte Rentenbezugsmit­
teilungsverfahren sein. Dieses Mitteilungsver­
fahren ermöglicht eine nach Maßgabe des Verifi­
kationsprinzips verfassungsrechtlich gebotene 
zutreffende steuerliche Erfassung der Renten 
und hat zentrale Bedeutung für den Vollzug des 
Gesetzes. Die konkrete praktische Ausgestaltung 
des Rentenbezugsmitteilungsverfahrens wird 
derzeit mit den Steuerverwaltungen der Länder 
abgestimmt. 

Darüber hinaus wird die Identifikationsnum­
mer das derzeitige lohnsteuerliche Ordnungs­
merkmal (eTIN) ablösen, das der Arbeitgeber zur 
Übersendung der elektronischen Lohnsteuerbe­
scheinigung an die Finanzverwaltung zu bilden 
hat. Die Gemeinden werden letztmalig für das 
Jahr 2010 die bekannte Papierlohnsteuerkarte 
ausstellen (§ 39 e Abs. 9 Satz 2 Einkommensteuer­
gesetz). Dann soll die Vorderseite der Karton-
Lohnsteuerkarte durch eine elektronische Über­
sendung der lohnsteuerlichen Besteuerungs­
merkmale an den Arbeitgeber ersetzt werden. 
Perspektivisch wird die an die Steuerbürger ver­
gebene Identifikationsnummer helfen können, 
den Verwaltungsaufwand der Arbeitgeber bei 
der Durchführung des Lohnsteuerabzugs zu 
reduzieren. Das gilt im Übrigen auch für die Bun­
desagentur für Arbeit, die Krankenkassen und 
andere Stellen, die verpflichtet sind, der Finanz­
verwaltung die dem Progressionsvorbehalt 
unterliegende Lohnersatzleistungen wie z. B. 
Insolvenzgeld und Krankengeld mitzuteilen. 

6 Ausblick 

Die Identifikationsnummer für Besteuerungs­
verfahren ist ein bedeutender Beitrag der Bun­
desregierung zum Abbau von Bürokratie, zur 
Modernisierung der Finanzverwaltung, zur Steu­
ervereinfachung, zur Bekämpfung von Leis­
tungsmissbrauch und damit letztlich auch für 
mehr Steuergerechtigkeit. 

Bislang erschwert der föderale Aufbau der 
Steuerverwaltung in Deutschland die gleichmä­
ßige und einheitliche Anwendung des Steuer­
rechts. Ein elektronischer Datenaustausch über 
Ländergrenzen hinaus ist aufgrund unterschied­
licher EDV-Ausstattungen in der Regel nicht 
möglich. Ziel der Bundesregierung ist es, die 
Finanzverwaltung zu modernisieren und bür­
gerfreundlicher zu gestalten. Dazu müssen die 
Möglichkeiten elektronischer Kommunikations­
und Verarbeitungsverfahren geschaffen und 
fortlaufend ausgebaut werden. Grundvorausset­
zung für den Ausbau von elektronischen Kom­
munikations- und Verarbeitungssystemen ist die 
eindeutige Identifizierung des Steuerpflichti­
gen. Dies ist mit den herkömmlichen Steuer­
nummernsystemen und Merkmalen wie Namen, 
Geburtsdatum und Anschrift bislang nicht leist­
bar. 

Mit der bundeseinheitlichen Identifikations­
nummer ist die eindeutige Identifizierung eines 
Steuerpflichtigen nunmehr jederzeit möglich. 
Damit können elektronische Kommunikations­
und Verarbeitungsverfahren wesentlich effekti­
ver genutzt werden, was zu einer schnelleren 
Bearbeitung von Steuererklärungen und von 
Anträgen des Steuerpflichtigen führen wird. 

Serviceleistungen der Steuerverwaltung wie 
z. B. das Zurverfügungstellen eines vorausgefüll­
ten Steuererklärungsformulars oder die elektro­
nische Übermittlung von Belegen werden damit 
überhaupt erst möglich. Perspektivisch wird die 
Identifikationsnummer also den Bürgerinnen 
und Bürgern die Erledigung von steuerlichen 
Angelegenheiten zunehmend erleichtern. 




